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Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zum Schutz personen­

bezogener Daten 
(Datenschutzgesetz Nordrhein -Westfalen -

DSGNRW) 
Vom 2. Juni 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten 

(Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen - DSG NRW) 

Artikel 1 
Änderung des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen 

§ 29a des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 2000 (Gv. 
NRW. S. 542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 5. Juli 2011 (Gv. NRW S. 338) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,,(4) Abweichend von Absatz 1 dürfen Leitstellen und 
Befehlsstellen der in Satz 4 genannten Einrichtungen 
und Organisationen zur Bestimmung des geografi­
schen Standorts personenbezogene Daten der von 
ihnen gesteuerten Einsatzkräfte mittels elektronischer 
Einrichtungen durch eine Funktion des Digitalfunks 
für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsauf­
gaben (BOS-Digitalfunk) oder durch andere techni­
sche Mittel ohne Einwilligung der Betroffenen verar­
beiten, soweit dies aus dienstlichen Gründen zur 
Sicherheit oder zur Koordinierung der Einsatzkräfte 
erforderlich ist. Standortdaten dürfen ausschließlich 
zu den in Satz 1 festgelegten Zwecken verarbeitet 
werden. Die Daten sind unverzüglich zu löschen, 
wenn sie zur Erreichung des Zwecks der Speicherung 
nicht mehr erforderlich sind. Satz 1 bis 3 gelten für 
Einsatzkräfte der Berechtigten des § 4 Absatz 1 Num­
mern 1.1, 1.5, 1.6, 1.7 und 1.9 der BOS-Funkrichtlinie 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Septem­
ber 2009 (GMBl. 2009, S. 803), soweit es sich hierbei 
um kommunale Behörden oder um Landesbehörden 
handelt." 

2. Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

,,(5) Ausgenommen von dem Erfordernis der Einwilli­
gung gemäß Absatz 1 ist der Einsatz informations­
technischer Systeme im Sinne des Absatzes 1 zulässig, 
soweit dieser aus zwingenden dienstlichen Gründen, 
insbesondere aus Gründen der Informationssicherheit, 
erforderlich ist. Ein solcher Einsatz darf nur erfolgen, 
soweit dies unter Berücksichtigung des informationel­
len Selbstbestimmungsrechts des betroffenen Perso­
nenkreises und der Aufgaben der beteiligten Stellen 
angemessen ist. Die durch den Einsatz dieser Systeme 
erfassten personenbezogenen Daten dürfen aus­
schließlich für die in Satz 1 genannten Gründe verar­
beitet werden. Die Daten sind unverzüglich zu lö­
schen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks der 
Speicherung nicht mehr erforderlich sind. Die zustän­
dige oberste Landesbehörde wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung diesen Einsatz informationstechni­
scher Systeme zuzulassen. Sie hat hierbei die Daten­
empfänger, die Datenart, Anlass und Zweck der Verar­
beitung, ihre Form, das Nähere über das Verfahren der 
Verarbeitung sowie die umfassende Aufklärung der 
betroffenen Personen festzulegen. Der Landesbeauf­
tragte für Datenschutz und Informationsfreiheit ist zu 
unterrichten." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 2. Juni 2015 

(L. S.) 

2022 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

- Gv. NRW. 2015 S. 482 

Satzung 
über die Förderung der Inklusion in 

allgemeinen Schulen im Gebiet des Rheinlandes 
durch den Landschaftsverband Rheinland 

Vom 28. April 2015 

Die Landschaftsversammlung des Landschaftsverbandes 
Rheinland hat am 28. April 2015 auf Grund der §§ 6 und 
7 der Landschaftsverbandsordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (Gv. NRW. S. 657), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (Gv. 
NRW. S. 474), folgende Satzung beschlossen: 

§1 

Den für allgemeine Schulen zuständigen öffentlichen 
Schulträgern (Kreisen, kreisfreien Städten und kreisan­
gehörigen Gemeinden) und den Ersatzschulträgern 
gemäß der §§ 100ff. des Schulgesetzes NRW vom 15. Feb­
ruar 2005 (Gv. NRW S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. März 2015 (Gv. NRW. S. 309) geän­
dert worden ist, deren geförderte Einrichtung sich im 
räumlichen Zuständigkeitsbereich des Landschaftsver­
bandes Rheinland befindet und die die Voraussetzungen 
der Richtlinie des Landschaftsverbandes Rheinland 
"Förderung der Inklusion in allgemeinen Schulen (LVR­
Inklusionspauschale)" in der jeweils gültigen Fassung 
erfüllen, kann als freiwillige Leistung des Landschafts­
verbandes Rheinland eine LVR-Inklusionspauschale 
gemäß dieser Richtlinie gewährt werden. 

§2 

Die Förderung soll das Gemeinsame Lernen an allgemei­
nen Schulen ermöglichen, stärken und weiterentwickeln. 

§3 

Unter den Voraussetzungen der Richtlinie über die "För­
derung der Inklusion in allgemeinen Schulen" wird die 
LVR-Inklusionspauschale freiwillig und einmalig für 
einen Förderbedarf von Schülerinnen und Schülern, ab­
hängig vom festgestellten Förderschwerpunkt gewährt. 

Das Antragsverfahren, die Zuwendungsvoraussetzungen, 
die Höhe der Förderung im Einzelfall und der Nachweis 
der Verwendung der LVR-Inklusionspauschale bestim­
men sich nach der jeweils gültigen Richtlinie zur "Förde­
rung der Inklusion in allgemeinen Schulen '.' 

§4 

Der Landschaftsverband Rheinland gewährt die LVR-In­
klusionspauschale freiwillig für die Schuljahre 20151 
2016 und 2016/2017 im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel für die jeweilige Schülerin 
beziehungsweise den jeweiligen Schüler. Der Land­
schaftsverband Rheinland entscheidet im Einzelfall nach 
pflichtgemäßem Ermessen, insbesondere unter Wahrung 
des Gleichheitsgrundsatzes, über die Förderung. 
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